
Allgemeine Vorprüfung zur Feststellung auf Pflicht zur Durchführung einer 

Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP-Pflicht) 

Dokumentation nach § 7 (7) des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 

 

Das beantragte Vorhaben unterliegt mit der beantragten Auskiesungsfläche zur Gewinnung von nicht 

dem Bergrecht unterliegenden Bodenschätzen in einer zu berücksichtigen Flächengröße von 4,4 ha 

gem. Anlage 1, Ziffer 10 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung im Land Nordrhein-

Westfalen (UVPG NRW) der Verpflichtung zur Durchführung einer standfortbezogenen Vorprüfung 

des Einzelfalls zur Ermittlung auf eine mögliche Verpflichtung zur Durchführung einer 

Umweltverträglichkeitsprüfung. Zudem handelt es sich bei dem beantragten Vorhaben um die 

Änderung eines genehmigten Auskiesungsbetriebes, der gem. Anlage 1, Ziffer 10 des Gesetzes über 

die Umweltverträglichkeitsprüfung im Land Nordrhein-Westfalen (UVPG NRW) der Verpflichtung zur 

Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung unterlag. Bei Änderung von Vorhaben, für die 

eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchgeführt worden ist, besteht für das Änderungsvorhaben 

die UVP-Pflicht, wenn eine Allgemeine Vorprüfung ergibt, dass die Änderung zusätzliche erhebliche 

nachteilige oder andere erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen hervorrufen kann (§ 9 

(1)2.UVPG). Die Allgemeine Vorprüfung wird als überschlägige Prüfung unter Berücksichtigung der in 

Anlage 2 des UVPG NRW aufgeführten Kriterien durchgeführt (§ 7 UVPG i.V.m. § 9(4) UVPG und 

i.V.m. § 1 UVPG NRW). Sie erfolgt unter Maßgabe und Einhaltung der Vorgaben des §7(5) UVPG und 

beinhaltet die erforderlichen Untersuchungskriterien der standortbezogenen Vorprüfung, die sich 

aufgrund der zur Rohstoffgewinnung beantragten Erweiterungsfläche ergibt.  

Zur Vorbereitung des Vorhabens wurden in den eingereichten Antragsunterlagen zum 

Änderungsvorhaben die verpflichtend vorzulegenden Angaben gem. §7(4) UVPG i.V.m. Anlage 2 der 

UVPG und Anlage 2 der UVPG NRW vorgelegt. Die Angaben dienten der Vorprüfung und werden als 

Anlage Bestandteil dieser Dokumentation.   

Da die Erweiterungsfläche von den bereits genehmigten Auskiesungsflächen umschlossen ist, sind 

die diesbezüglichen Untersuchungen und Aussagen einschl. der Fachgutachten vom Büro Krüger und 

Wolter der zur Genehmigung vom 29.10.2010 durchgeführten Umweltverträglichkeitsprüfung auch 

auf die Erweiterungsfläche zutreffend, die vollständig im Untersuchungsgebiet der durchgeführten 

Umweltverträglichkeitsprüfung für das Ursprungsvorhaben beinhaltet ist. Zudem gelten die Aussagen 

von ergänzenden Fachgutachten, die Bestandteil und Grundlage der Erweiterungsgenehmigung vom 

14.01.2019 waren, auch für das hier zu beurteilende Vorhaben, da die beantragte Erweiterungs-

fläche Bestandteil der weitergehenden Untersuchungen und behördlichen Prüfung war.  

Eine Prüfung auf die zu beachtenden Standortfaktoren gem. Anlage 2, Punkt 2 der UVPG NRW ergab 

eine Betroffenheit durch die Erweiterungsfläche aufgrund seiner Lage im festgeschriebenen 

Landschaftsschutzgebiet „Abgrabungsflächen bei Brühl und Wesseling“. Eine Befreiung von den 

Verbotstatbeständen des Landesplanes gem. § 67 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG liegt für den aktuell 

genehmigten Auskiesungsbereich, von dem die Erweiterungsfläche vollumfänglich umschlossen ist, 

bereits vor, so dass nicht von einer erheblichen Betroffenheit auf das Landschaftsschutzgebiet 

auszugehen ist. Alle weiteren zu beachten Standortfaktoren sind nicht betroffen.  

Die weitergehende Prüfung auf alle gem. UVPG zu beachtenden Schutzgüter ergab eine 

Betroffenheit des Schutzgutes Boden, da im Bereich zur Rohstoffgewinnung der abzutragende 

Oberboden aus grundsätzlich schutzwürdiger Parabraunerde über Löss gegeben ist. Bei der 

Beurteilung dieses Eingriffs ist in Ansatz zu bringen, dass ein Eingriff zeitlich befristet ist und durch 

Vermeidungs- und Verminderungsmaßnahmen die Erheblichkeit der Einwirkung auf das Schutzgut 

Boden reduziert wird. So wird der Oberboden und Abraum vor Ort während der Eingriffszeit gem. 

festzuschreibenden, die Bodenfunktion- und Bodeneigenschaften in größtem möglichem Maß 

erhaltenden Vorgehen gelagert und nach Wiederverfüllung der Eingriffsfläche als Rekultivierungs-



boden unter Maßgaben, die eine hohe Ertragsfähigkeit und Wertigkeit des Bodens gewährleisten, 

wieder vor Ort eingebaut.  

Insgesamt sind die während des Änderungsvorhabens auftretenden Beeinträchtigungen (Staub- und 

Lärmemmissionen sowie optische und akustische Effekte der teilweise in Tieflage und durch Staub- 

und Sichtschutzpflanzungen abgeschirmten Tätigkeit) nur im Rahmen der bisherigen 

Gewinnungstätigkeit zu erwarten; erhebliche zusätzliche Belastungen werden in Bezug auf das 

Schutzgut Mensch und/oder weiterer Schutzgüter gem. UVPG durch das Änderungsvorhaben nicht 

hervorgerufen.    

Unter Beachtung der Ausprägung des Standorts sowie der genehmigten und betriebenen 

Gewinnungstätigkeiten am Standort sowie der vorgesehenen Vermeidungs-, Minimierungs-, 

Kompensations- und Herrichtungsmaßnahmen ist nach Prüfung auf Grundlage der vom Antragsteller 

eingereichten Unterlagen sowie eigener Erkenntnisse festzustellen, dass zusätzliche erhebliche 

Belastungen auf die zu betrachten Schutzgüter nach UVPG weder in einer Einzelbetrachtung noch in 

einem Zusammenwirken gegeben sind.   

Die hinzutretenden Umweltbelastungen durch das beantragte Vorhaben werden in der Summe und 

unter Beachtung der o.a. Gegebenheiten vor Ort als nicht erheblich eingestuft. Im Ergebnis kommt 

die Allgemeine Vorprüfung zu dem Schluss, dass für das Vorhaben keine Pflicht zur Durchführung 

einer Umweltverträglichkeitsprüfung gegeben ist. 

 

Bergheim, den 29.09.2021               ________________________ 

     ( Schmitz )  

 

Anlage: Antragsunterlagen auf Antrag zur Abgrabungserweiterung sowie zeitlicher Verlängerung der 

Abgrabungsgenehmigung vom 20.09.2021, Erläuterungsbericht Punkt 5, Seite 19 - 29  

     

 


